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FRAKTION BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN IM GEMEINDERAT LANGERWEHE

Zeitungsleser*innen dürfte nicht 
entgangen sein, dass die Gemein-
de Langerwehe überlegt, mit der 

Stadt Düren ein gemeinsames Gewer-
begebiet zu entwickeln. Bündnis90/DIE 
GRÜNEN tragen die Entscheidung für 
ein neues Gewerbegebiet grundsätzlich 
vollumfänglich mit. Über die Vor- und 
Nachteile einer gemeinsamen Erschlie-
ßung des Gebietes nahe der Autobahn 
wurde bisher aber weder in den Aus-
schüssen noch im Rat eingehend disku-
tiert. Viele Fragen sind offen. 

FAKTENLAGE

Einige Politiker aus Langerwehe und Dü-

ren würden gerne 110 ha von der A4 her 

entwickeln, da es sich dort um besonders 
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interessante Grundstücke handeln soll. Ob 

dies tatsächlich so ist, steht als Behaup-

tung im Raum. Die Bezirksregierung möch-

te vorerst nur ca. 50 ha, ausgehend von der 

Gemeindemitte, zulassen. 

Für die Planung wäre es durchaus 

vorteilhaft, wenn sofort die gesamten 

110 ha berücksichtigt werden könnten. 

Niemand kann aber vorhersagen, ob bei 

einer entsprechenden Genehmigung eine 

kurzfristige Bebauung erfolgen würde. 

Damit bestände die Gefahr eines Gewerbe-

flächen-Flickenteppich, der sicher nicht im 

Sinne von Langerwehe wäre. Ob darüber 

hinaus, abweichend von den bisherigen 

Grundsätzen, ein Bebauungsbeginn von 

der Autobahn zugelassen würde, ist äu-

ßerst fraglich.

WINDRÄDER ALS 
MASSIVE BEHINDERUNG? 
KEINESWEGS!

Ca. 10 ha der Gesamtfläche wurden vom 

Gemeinderat 2015 als einzig sinnvolle 

Windpotentialfläche außerhalb des Waldes 

unserer Gemeinde identifiziert. Politiker 

von SPD und CDU haben geäußert, dass 

die dort angedachten drei Windräder das 

Gewerbegebiet massiv behindern würden. 

Tatsache ist aber, dass Windräder zusam-

men mit Verkehrswegen und Parkplätzen 

geplant werden können, ohne Gebäude-

flächen verlieren zu müssen. Viele große 

Unternehmen beziehen Windenergie sogar 

aktiv in ihre Planungen ein, weil sie auf 

Dauer regenerative Energien einplanen 

müssen.

ALTERNATIVEN?  
KEINE!

Drei Windräder durch Vereinbarung einen 

gemeinsamen Flächennutzungsplan 

auf dem Gebiet der Stadt Düren statt in 

Langerwehe zu errichten, erscheint aus 

heutiger Perspektive als juristisch durch-

aus fraglich und wären zudem ein echtes 

Novum. Würde nun die einzige Windpo-

tentialfläche außerhalb des Langerweher 

Waldes nicht genutzt und die Idee des 

gemeinsamen Flächennutzungsplans für 

den Fall der Windnutzung abgewiesen, so 

käme dann tatsächlich der Wald in Schlich 

für Windräder ins Gespräch. 

Obwohl sich der Rat der Gemeinde Lan-

gerwehe gegen Windräder im Wald ausge-

sprochen hat, würde ein entsprechender 

Antrag für Windräder im Wald nicht von 

der Gemeinde, sondern vom Kreis Düren 

entschieden, der den Antrag schwerlich 

ablehnen könnte. Wollen wir also wirklich 

dieses Risiko eingehen oder lieber ein 

GRÜNES Gewerbegebiet mit Windrädern 

entwickeln?

SONDERBARES  

Für die Planung und Vermarktung des 

interkommunalen Gewerbegebietes soll 

ein Beirat mit 8 Mitgliedern gebildet wer-

den. Diesem Beirat sollen von jeder Seite 

4 Personen, 2 aus der Verwaltung und 2 

aus der Politik, angehören. Bei einem Patt 

soll die Verwaltung entscheiden. Damit 

kontrolliert die Verwaltung die Politik und 

nicht die Politik die Verwaltung. So kann 

man Bürgereinfluss über die gewählten 

Ratsvertreter auch verhindern! Für CDU 

und SPD hat die Besetzung mit nur je 

2 Personen aus der Politik zudem einen 

gewissen Charme: Die kleineren Parteien 

sind von vornherein ausgeschlossen und 

können nicht mehr „stören“. 

LET´S GO,  
LANGERWEHE!

Doch sind wir wirklich schon so weit, in 

die Planung eines gemeinsamen Gebietes 

einzusteigen? Bei einem Flächenbedarf 

nur für unsere Gemeinde von mindestens 

50 ha und der Bedarfsfläche für die Win-

dräder, bliebe für die Stadt Düren kaum 

die von ihr erhoffte Fläche übrig. Ohne 

die Stadt Düren könnten wir zeitnah mit 

den von der Bezirksregierung zugesagten 

50 ha das Gewerbegebiet entwickeln, 

die Windräder errichten und hielten für 

zukünftige Generationen die Option einer 

Erweiterung des Gewerbegebiets offen. 

Zudem würden wertvolle Flächen für die 

Landwirtschaft nicht komplett verplant. 

WIR FORDERN DAHER: LASST 
UNS OHNE PARTEIINTERESSEN 

ERGEBNISSOFFEN 
DISKUTIEREN.

Das Eigenkapital unserer Ge-
meinde schrumpft jährlich um 
Millionenbeträge und von knapp 

23 Mio.€ in 2013 bis unter 9 Mio.€ in 
2020. Die Schulden betragen weit über 
30 Mio.€. Aus gutem Grund haben daher 
Bündnis90/DIE GRÜNEN bei der Auf-
stellung des Haushalts 2015 auf leider 
dringend notwendige Steuererhöhungen 
hingewiesen. Dies wurde von der Mehr-
heitsfraktion jedoch beiseitegeschoben. 
Es war ja Wahlkampf und Steuern ein 
ungeliebtes Thema. Frau Natus-Can 
(Fraktionsvorsitzende der CDU) erklär-
te: „Ob wir wirklich im nächsten Jahr 
Steuern erhöhen, werden wir uns genau 
überlegen.“ Und man hat überlegt. Der 
Wahlkampf ist vorbei – und damit die 
Steuer-Schonzeit für die Jahre 2016 bis 
2021. 

Von 2015 bis 2021 soll sich also die 

Grundsteuer mehr als verdoppeln. Diese 

schleichende Anpassung ist schon clever 

und wird vom Bürger nicht so schnell 

wahrgenommen, obwohl dies zur Errei-

chung des ausgeglichenen Haushalts 

seit Jahren abzusehen war. Wir finden es 

ehrlicher, Bürgern von Anfang an reinen 

Wein einzuschenken und nicht auf die Zeit 

nach der Wahl zu warten. 

TÖPFERGEMEINDE OHNE 
TÖPFEREIMUSEUM?

Nun sind Steuererhöhungen die eine 

Seite - Kürzungen die andere. CDU und 

SPD haben die Verwaltung mit einer Fülle 

von Aufträgen zur Prüfung von Einspar-

möglichkeiten überzogen. Sollen z.B. das 

Museum und die Bücherei geschlossen 

oder in andere Hände gelegt werden, die 

Gesamtschule schrumpfen, die Kulturhalle 

geschlossen werden etc.? Die Antworten 

der Verwaltung liegen jetzt vor, aber man 

hört nichts mehr. Wartet man Reaktionen 

in der Bevölkerung ab? Bisher ist es da 

eher ruhig und vielleicht denkt der Eine 

oder Andere bereits an die Umsetzung der 

Kürzungen. Mit Ausnahme der Kulturhalle 

haben wir dabei dringenden Diskussions-

bedarf.

KEINE KNETE ABER 
TROTZDEM „GESCHENKE“?

Bei all diesen Plänen könnte man meinen, 

es sei nun eine ernsthafte Konsolidierung 

des Haushalts geplant. Doch weit gefehlt. 

Ist doch zu lesen, dass für den Sportplatz 

in Schlich über 120.000 € bereitgestellt 

werden sollen und Herr Kuckertz als stell-

vertretender Bürgermeister und zugleich 

Vorsitzender des TUS08 Langerwehe für 

das Areal am Sportplatz eine Beteiligung 

der Gemeinde von ca. 200.000 € vorrech-

net. Dagegen konnte und wollte sich die 

Gemeinde für Jugendsport Wenau, den 

TUS08 Jüngersdorf, den VfL63 Langerwe-

he und die Hamich Runners nur aus der 

Sportpauschale mit zusammen 20.000€/

Jahr für ihre Sportplätze oder Vereinshei-

me beteiligen. Für den Rest mussten 

Sponsoren gewonnen oder langjährige 

Darlehen aufgenommen werden. Das war 

alles andere als einfach – unsere Hochach-

tung! Woher nun aber bei dieser prekären 

Haushaltslage solcher Sinneswandel? 

Ein Schelm wer denkt, dass es an einem 

Vereinsvorsitzenden und stellvertretenden 

Bürgermeister liegen könnte. 

WIR HABEN EINE ANDERE 
VORSTELLUNG VON 

SPORTLICHER FAIRNESS UND 
GERECHTIGKEIT. 
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STEUERN RAUF
Hose runter!

Steuer-Art/ Jahr 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021

GewerbeSteuer 413 413 493 498 503 508 513 518

Grund-Steuer A (Landw.) 240 240 340 350 360 370 380 390

Grund-Steuer B (Wohnh.) 413 413 560 620 680 740 800 860

Dies bedeutet für ein Einfamilienhaus bei einem angenommenen Grundsteuer Messbetrag von 130 € folgende Erhöhungen: 

Grund-Steuer B 536 536 728 806 884 962 1.040 1.118

Steigerung in € pro Jahr 0 0 192 78 78 78 78 78

Entwurf des Bürgermeisters zur Anpassung der Grund- und Gewerbesteuer
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Im Laufe des letzten Jahres erga-
ben sich neue Möglichkeiten zur 
Verbesserung der Situation von 

Geflüchteten in unserer Gemeinde. Lei-
der sind viele vertan worden. Hier zwei 
Beispiele: 

BEISPIEL 
GESUNDHEITSKARTE

Auf Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

beschloss der Rat in seiner Sitzung vom 

23.06.2015 einstimmig bei einer Enthal-

tung …“Die Gemeinde Langerwehe will 

die medizinische Regelversorgung für 

Flüchtlinge und Asylbewerber verbes-

sern und deren Krankenbehandlung auf 

eine gesetzliche Krankenversicherung in 

Anlehnung an das „Bremer Modell“ über-

tragen..“. Als das Land NRW am 28.08.2015 

dann die Gesundheitskarte zur Verbes-

serung der gesundheitlichen Versorgung 

von Flüchtlingen und zur Entlastung der 

Kommunen eingeführt hatte, wurde der 

Antrag von Bündnis90/DIE GRÜNEN zur 

Umsetzung in Langerwehe in der Ratssit-

zung vom 08.12.2015 plötzlich mehrheit-

lich abgelehnt. 

Flüchtlinge, die akute Schmerzen haben 

oder krank sind, müssen sich also weiterhin 

erst krank zum Sozialamt schleppen und 

um Erlaubnis für einen Arztbesuch bitten, 

statt mit der Gesundheitskarte direkt 

zu einer Ärztin oder einem Arzt gehen 

zu können, wie jeder andere Mensch in 

Deutschland auch. Und auch beim bürokra-

tischen Aufwand der Gemeindeverwaltung 

bleibt alles beim Alten. Hier wurde eine 

Riesenchance vertan, den bei uns lebenden 

Flüchtlingen ein Stück Menschenwürde 

zurückzugeben und einen großen Beitrag 

zur Integration zu leisten.

BEISPIEL PSYCHOSOZIALE 
BETREUUNG

Ebenfalls im Juni 2015 beantragten 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, im Haushalt 

Mittel in Höhe von 10.000 Euro für eine/n 

Sozialarbeiter*in in Teilzeit bereitzustel-

len. Für rund 300 Flüchtlinge, darunter 

viele sehr junge Menschen und Menschen 

mit traumatisierenden Erfahrungen, nur 

ein Tropfen auf den heißen Stein. Der 

Haushalt der Gemeinde wäre dabei noch 

nicht einmal belastet worden, da nach § 

55 Abs. 1 Satz 2 GO jede Kommune Mittel 

von Bund und Land u.a. dafür erhält. Viel 

Leid und auch viele Kosten, die aufgrund 

der fehlenden Betreuung entstanden sind, 

hätten so verhindert werden können!

 

ABER ES GIBT AUCH POSITIVE 
ENTWICKLUNGEN
Herzlichen Dank an den Asylkreis Lan-

gerwehe! Unser Dank geht in Bezug auf 

die Betreuung der Flüchtlinge an den 

Asylkreis Langerwehe. Danke für eure 

großartige Arbeit. Danke für eure vielfäl-

tigen Angebote (Patenschaften, Deutsch-

kurse, Freifunk, Treffpunkte), die das Leben 

der Flüchtlinge ein wenig erleichtern und 

den Mitarbeiter*innen der Verwaltung der 

Gemeinde Langerwehe sehr viel Arbeit 

ersparen. Danke auch für den Einsatz für 

eine Sozialarbeiterin, die von der Kirche 

eingestellt wurde. Auch wenn diese nur 

wenige Stunden in Langerwehe ist, so 

unterstützt sie die Ehrenamtlichen des 

Asylkreises enorm.

GEMEINSAM GEGEN 
AUSGRENZUNG UND 
FREMDENFEINDLICHKEIT

Am 25.02.2016 beschlossen alle im Rat 

vertretenen Fraktionen die folgende 

gemeinsame Resolution: „Die außerge-

wöhnlich hohe und weiter ansteigende 

Zahl der Flüchtlinge und Asylbewerber ist 

für Deutschland und das übrige Europa die 

größte Herausforderung unserer Zeit. Dazu 

gehören insbesondere die angemessene 

Unterbringung und die Integration der 

dauerhaft bei uns bleibenden Menschen in 

unsere Gesellschaft. Langerwehe hat sich 

dabei in den letzten Wochen und Mona-

ten auch hier als Bürgergemeinde stark 

eingebracht. Was hier geleistet wurde, ist 

vorbildlich und beispielhaft! Der Rat der 

Gemeinde dankt allen Akteuren, Partnern 

und Unterstützern, insbesondere den un-

zähligen Ehrenamtlichen, für ihr unermüd-

liches Engagement ganz herzlich.

Die bestehenden Unsicherheiten, Sorgen 

und Ängste zahlreicher Mitbürgerinnen 

und Mitbürger zum Flüchtlingsthema wer-

den vom Rat der Gemeinde Langerwehe 

sehr ernst genommen. Allerdings dürfen 

sie nicht extremistischen Organisationen 

Vorschub leisten und letztendlich zu einer 

Spaltung unserer Gesellschaft führen.

Die aktuelle Entwicklung in Internetforen, 

an denen sich auch Bürger/innen in unse-

rer Gemeinde beteiligen, betrachten wir 

mit großer Sorge. Wir, der Rat der Gemein-

de Langerwehe, verurteilen Extremismus, 

Fremdenfeindlichkeit, Rassismus sowie 

Diffamierung und Gewalt jedweder Art.

Wir halten es für ein dringendes Gebot 

der Stunde und arbeiten mit allen Kräften 

daran mit, dass alle demokratischen Kräfte 

einschließlich der Parteien, Kirchen, Ver-

eine und Institutionen gemeinsam gegen 

jede Art von Gewalt vorgehen, Extremisten 

Einhalt gebieten und für den Schutz für 

alle Menschen in unserem Land eintreten. 

Ein Klima von Ausgrenzung, Hass und Ge-

walt hat in Langerwehe keine Heimat.“

WILLKOMMEN
in Langerwehe
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